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Rechtsverordnung des Landratsamts Waldshut  
über die Erhebung von Gebühren für die Wahrnehmung von Aufgaben als untere  

Verwaltungsbehörde, als untere Baurechtsbehörde sowie als untere Aufnahmebehör-
de (Gebührenverordnung) 

vom 1. Juni 2020 
 

 
Aufgrund von § 4 Abs. 3 des Landesgebührengesetzes (LGebG) in der Fassung des Geset-
zes zur Neuregelung des Gebührenrechts vom 14. Dezember 2004 (GBl. S. 895), zuletzt 
geändert durch Art. 13 Gesetz zur Umsetzung der Neuorganisation der Forstverwaltung BW 
vom 21.5.2019 (GBl. S. 161) wird verordnet:  
 
 

§ 1 
 

(1) Für die Wahrnehmung von Aufgaben des Landratsamts als untere Verwaltungsbe-
hörde im Sinne des Landesverwaltungsgesetzes, als untere Baurechtsbehörde im 
Sinne der Landesbauordnung sowie als untere Aufnahmebehörde im Sinne des Asyl-
bewerberleistungs- und des Flüchtlingsaufnahmegesetzes werden Gebühren nach 
der Anlage zu dieser Verordnung erhoben, soweit nicht durch Rechtsvorschrift etwas 
anderes vorgesehen ist. 

 
(2) Für die Wahrnehmung von Aufgaben nach Absatz 1, für die weder ein Gebührentat-
 bestand noch Gebührenfreiheit vorgesehen ist, können Gebühren bis zu 10.000 Euro 
 erhoben werden.  
 
 

§ 2 
 

(1) Wird ein Antrag auf eine öffentliche Leistung abgelehnt, wird eine Gebühr in Höhe 
 von einem Zehntel bis zum vollen Betrag der Gebühr, mindestens jedoch 10 Euro 
 erhoben. Wird der Antrag ausschließlich wegen Unzuständigkeit der Behörde abge-
lehnt, wird keine Gebühr erhoben. 

 
(2) Für die Erteilung von Befreiungen (Ausnahmebewilligungen) von Rechtsvorschriften 
 und sonstigen allgemeinen Anordnungen, soweit hierüber nichts Besonderes be-
 stimmt ist, werden Gebühren in Höhe von 10 Euro bis zu 4.000 Euro erhoben. 
 
(3) Wird der Antrag auf Erbringung einer öffentlichen Leistung zurückgenommen oder 
 unterbleibt aus sonstigen Gründen die Amtshandlung, wird eine Gebühr in Höhe von 
 einem Zehntel bis zur vollen Gebühr, mindestens jedoch 10 Euro erhoben, wenn mit 
 der sachlichen Bearbeitung begonnen, die Erbringung der öffentlichen Leistung aber 
 noch nicht beendet war. 
 
(4) Für die Zurückweisung von förmlichen Rechtsbehelfen im Verwaltungsverfahren (ins-

besondere Widerspruch) werden Gebühren in Höhe von 10 Euro bis zu 1.000 Euro 
 erhoben. Wird der Rechtsbehelf zurückgenommen, wenn mit der sachlichen Bear-
 beitung begonnen war, werden Gebühren in Höhe von 5 Euro bis zu 500 Euro erho-
ben. 

 
(5)  Die vorstehenden Absätze 1 bis 4 gelten soweit in der Anlage nichts Abweichendes
 bestimmt ist. 



– 2 – 
 

   
 

  
 
 

§ 3 
 

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Rechtsverordnung des Landratsamts Waldshut über die Erhebung von Gebühren 
für die Wahrnehmung von Aufgaben als untere Verwaltungsbehörde und als untere 
Baurechtsbehörde (Gebührenverordnung) vom 1. August 2017 außer Kraft. 

 
 
 
 
 
Waldshut-Tiengen, den  1. Juni 2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Martin Kistler 
Landrat 
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